Stand: 11/2022

[bookmark: _GoBack]
	§ 51 AktO mit den Mustern 57, 58 und 59 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 51 Zentrale Registerführung
	

	(1) 1Wird das Register für Strafsachen und Bußgeldsachen Js bei der Staatsanwaltschaft auf Anordnung der Landesjustizverwaltung zentral geführt, gilt, sofern in der Anordnung nichts Abweichendes bestimmt ist, folgendes:
	§ 41 (1) 5Das Js- und das UJs-Register sind für jede Staatsanwaltschaft zentral zu führen.
§ 42 (1) 5Das OJs, das Js und das UJs-Register sind für jede Generalstaatsanwaltschaft zentral zu führen.

	a)	Alle staatsanwaltschaftlichen Verfahren nach § 47 - ausgenommen die Verfahren gegen Unbekannt - sind in einem zentralen Js-Register entsprechend dem Inhalt des Musters 57 innerhalb eines Jahres fortlaufend zu nummerieren.
	§ 2 (2) 1Das Aktenzeichen wird, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt, gebildet aus:
3.	der fortlaufenden Nummer der Registrierung, 
4.	bei jahrgangsweiser Registrierung einem Schrägstrich und den beiden Endziffern grundsätzlich des Jahres, in dem der Geschäftsvorgang angefallen ist,

	b)	1Mit der Eintragung in das zentrale Js-Register sind Aufkleber für die erforderlichen Karteikarten und den Aktendeckel zu fertigen. 
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	2Die von der Registerführenden Stelle anzulegenden Karteikarten für die Bewegungskartei sind mit den Akten der zuständigen Abteilung der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft zuzuleiten.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	c)	Die jährlich fortlaufende Nummer des zentralen Js-Registers kann durch Paginierstempel im Register, auf dem Aktendeckel und auf den Karteikarten angebracht werden.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	d)	1Zum Zwecke der zeitlichen Gliederung ist zu Beginn eines jeden Arbeitstages dessen Datum in Spalte 1 des zentralen Js-Registers am oberen Rand des jeweils ersten offenen Feldes einzutragen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	2Erst dann ist mit den Eintragungen zu beginnen.
	

	e)	Die für die Aktenführung zuständige Abteilung der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft, bei der die Bewegungskartei geführt wird, ist in der Spalte 2 des zentralen Js-Registers zu vermerken.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	f)	Im zentralen Js-Register kann von der Übertragung der Verfahren älterer Jahrgänge gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 abgesehen werden.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	g)	Zu dem zentralen Js-Register ist eine alphabetische Namenkartei zu führen, für die ein nach Buchstabe b) mitgefertigter Aufkleber verwendet werden kann.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	h)	Wird das zentrale Js-Register zwar in Karteiform, aber nicht in fortlaufender Nummernfolge geführt, ist eine Hilfsliste über die fortlaufende Nummerierung zu führen, um
-	den Namen der bzw. des Beschuldigten und die zuständige Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft ermitteln zu können, falls nur das Js-Aktenzeichen ohne Zusatz der Nummer der Geschäftsstelle bekannt ist,
-	die Prüfung der Vollständigkeit der angefallenen Akten zu ermöglichen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(2) 1Bei den staatsanwaltschaftlichen Zweigstellen ist ein eigenes zentrales Js-Register zu führen.
	entfällt

	2Die Behördenleitung bestimmt für dieses Register in Ergänzung zu dem zentralen Js-Register der Staatsanwaltschaft eine Zahlengruppe, um bereits aus der Js-Nummer die Registrierung bei der Zweigstelle erkennen zu können (z.B. für Hauptregister Zahlengruppe Js 1 bis 29999, für Zweigstellenregister Zahlengruppe Js 30000 ff.).
	

	(3) 1Die Abgabe der Akten an das Gericht ist in der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft auf der Karteikarte der Bewegungskartei zu vermerken.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	2Ein Vermerk im zentralen Js-Register ist nicht erforderlich.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	3Den Akten ist die bei der Eintragung in das zentrale Js-Register angelegte zweite Karteikarte für die gerichtliche Bewegungskartei beizufügen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	4Entsprechend Satz 1 bis 3 ist auch zu verfahren, wenn die Akten über die Staatsanwaltschaft einem Rechtsmittelgericht zugeleitet werden.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(4) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft zur Bewegungskartei mit, bei welcher Abteilung der Geschäftsstelle des Gerichts das Verfahren anhängig ist.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	2Von dieser Mitteilung kann die Geschäftsstelle des Gerichts nur im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft grundsätzlich oder für bestimmte Fälle absehen (z.B. wenn die zuständige Abteilung der Geschäftsstelle des Gerichts der Staatsanwaltschaft bereits bekannt ist oder bei dem Gericht nur eine Geschäftsstelle für Strafsachen besteht).
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(5) 1In den staatsanwaltschaftlichen und gerichtlichen Geschäftsstellen für Strafsachen und Bußgeldverfahren wird jeweils eine Bewegungskartei mit Karten DIN A 5 entsprechend dem Muster 58 geführt; eine Aktenkontrolle wird in diesen Fällen bei den Gerichten nicht geführt.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	2Die Behördenleitung bestimmt, ob die Kartei nach dem Js-Aktenzeichen oder nach dem Namen der oder des Beschuldigten/ Betroffenen zu ordnen ist.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	3Auf der Karteikarte sind jeweils, soweit erforderlich, der Verbleib der Akten und die sonstigen Bewegungen festzuhalten (§ 5 Abs. 1).
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	4So sind auf der Karteikarte u.a. auch die Versendung, zeitweilige Verausgabung und Abgabe der Akten zu vermerken.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	5Außerdem können bei Bedarf auch sonstige Hinweise sowie Fristen und Termine vorgemerkt werden.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	6Falls die Karteikarte der Bewegungskartei für versandte oder zeitweilig verausgabte Akten in der Kartei gesondert verwahrt wird, kann auch das Aktenkontrollblatt und das Aktenausgabebuch (§ 5 Abs. 2 und 3) entfallen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	7Dabei ist sicherzustellen, dass die bis zur Rückkunft der Akten eingehenden Schriftstücke ordnungsgemäß und jederzeit auffindbar aufbewahrt werden und dass die vorgeschriebenen Fristenkontrollen zeitgerecht durchführbar sind.
	§ 5 (4) 1Werden Papierakten versandt, ist eine Vorlagefrist zu notieren. 2Bei Bedarf ist ein Kontrollblatt mit Angabe der Sache, des Grundes der Versendung sowie des Empfängers anzulegen. 3Nicht weiterzuleitende Dokumente sind mit dem Kontrollblatt in eine Blatthülle (Retent) zu nehmen. 4Nach Rückkehr der Akte ist das Retent aufzulösen. 5Die darin befindlichen Dokumente sind zur Akte zu nehmen.

	(6)	a)	1Die Karteikarte der Bewegungskartei der Staatsanwaltschaft verbleibt in der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft bis zum Weglegen der Akten (einschließlich der Zeit für die Vollstreckung).
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	b)	2Die Karteikarte der Bewegungskartei des Gerichts verbleibt in der Geschäftsstelle des Gerichts bis zum Abschluss des gerichtlichen Verfahrens in der Instanz (einschließlich der Zeit für Zwischenermittlung und Entscheidung über Beschwerden und Vollstreckungen in Jugendgerichtssachen).
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	3Bei Berufung geht die Karteikarte des Gerichts mit den Akten an das Berufungsgericht.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	4Es ist wie bei Abgabe an ein anderes Gericht innerhalb des Geschäftsbereichs der registerführenden Staatsanwaltschaft gemäß Absatz 9 zu verfahren.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(7) Zur Zählung der in das zentrale Js-Register einzutragenden Bußgeldsachen für die Monatsübersicht nach der Zählkartenerhebung bei der Staatsanwaltschaft sind für jede Erhebungseinheit Zählblätter nach dem Muster 59 zu führen.
	Statistik

	(8) 1Abgaben und Verbindungen von Verfahren innerhalb der Staatsanwaltschaft sind von der bisher zuständigen Geschäftsstelle der registerführenden Stelle entweder unter Zuleitung der Akten oder durch entsprechende Benachrichtigung mitzuteilen.
	§ 39 (3) 5Verbindungen und Abgaben von Verfahren innerhalb des Gerichts sowie Abgaben an ein anderes Amtsgericht innerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft sind der Staatsanwaltschaft anzuzeigen.

	2Im zentralen Js-Register wird die Abgabe bzw. Verbindung sowie die neu zuständige Geschäftsstelle vermerkt.
	§§ 41, 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
11.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	3Die Karte der Bewegungskartei geht mit den Akten an die neu zuständige Geschäftsstelle.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(9) 1Abgaben und Verbindungen von Verfahren innerhalb des Gerichts sowie Abgaben an ein Gericht innerhalb des Geschäftsbereichs der registerführenden Staatsanwaltschaft sind von der bisher zuständigen Geschäftsstelle des Gerichts der zuständigen Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft zur Berichtigung des Vermerks auf der Karteikarte der Bewegungskartei anzuzeigen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	2Die Karte der gerichtlichen Bewegungskartei geht mit den Akten an die neu zuständige Geschäftsstelle des Gerichts bzw. an das neu zuständige Gericht innerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(10) Für abgetrennte Verfahren ist wie bei Neuanfall bei der registerführenden Stelle der Staatsanwaltschaft die Eintragung im zentralen Js-Register und die Anlegung der erforderlichen Karteikarten herbeizuführen.
	§ 7 (2) 1Für ein abgetrenntes Verfahren ist ein neues Aktenzeichen zu vergeben.
§ 39 (3) 4Bei Abtrennung eines Verfahrens durch das Gericht ist ein neues staatsanwaltschaftliches Aktenzeichen für das abgetrennte Verfahren anzufordern.

	(11) 1Bei Abgabe von Verfahren an eine andere Staatsanwaltschaft leitet die Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft die Akten mit der Karteikarte der Bewegungskartei der registerführenden Stelle zur Austragung im zentralen Js-Register zu.
	§ 39 (3) 5Verbindungen und Abgaben von Verfahren innerhalb des Gerichts sowie Abgaben an ein anderes Amtsgericht innerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft sind der Staatsanwaltschaft anzuzeigen.

	2Die registerführende Stelle veranlasst dann die Versendung der Akten ohne die Karteikarten.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	3Bei der neu zuständigen Staatsanwaltschaft werden die Akten des zu übernehmenden Verfahrens als Neuzugang behandelt.
	§ 2 (1) 6Wird ein Verfahren von einem anderen Gericht oder einer Staatsanwaltschaft übernommen, muss ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	(12) 1Abgaben an ein Gericht außerhalb des Geschäftsbereichs der registerführenden Staatsanwaltschaft sind von der Geschäftsstelle des bisher zuständigen Gerichts der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft durch Übersendung der Karteikarte der gerichtlichen Bewegungskartei anzuzeigen.
	§ 5 (5) 1Die endgültige Abgabe von Akten an eine andere Abteilung, einen anderen Spruchkörper, ein anderes Gericht oder eine andere Behörde wird durch einen entsprechenden Vermerk im IT-System nachgewiesen.

	2Diese teilt die Abgabe durch Zuleitung der beiden Karteikarten der registerführenden Stelle zum Austragen im zentralen Js-Register mit.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(13) 1Bei Verfahrensübernahme von einem Gericht außerhalb des Geschäftsbereichs der registerführenden Staatsanwaltschaft sind die Akten von der Geschäftsstelle des Gerichts zunächst der zuständigen Staatsanwaltschaft zur Behandlung als Neuzugang mit Eintragung im zentralen Js-Register und Anlegung der erforderlichen Karteikarten zuzuleiten.
	§ 39 (2) 1Abweichend von § 5 Absatz 2 wird die Akte geführt von:
1.	der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren bis zur Erhebung der öffentlichen Klage, bis zur Stellung des Antrags auf Durchführung eines Sicherungsverfahrens, eines beschleunigten Verfahrens, eines selbstständigen Einziehungsverfahrens oder vereinfachten Verfahrens sowie in Bußgeldsachen bis zur Vorlage der Akte an das Gericht erster Instanz,

	2Die registerführende Stelle gibt die Akten über die zuständige Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft an das Gericht zurück.
	

	(14) Ändert sich für ein Verfahren die Zuständigkeit des Gerichts, z.B. bei Wiederaufnahme (§ 140a Abs. 1 GVG) oder bei Zurückverweisung (§ 354 Abs. 2 StPO), so ist in der Akten- und Registerführung wie bei Abgabe an ein anderes Gericht bzw. wie bei Verfahrensübernahme von einem anderen Gericht zu verfahren.
	§ 2 (1) 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden. 6Wird ein Verfahren von einem anderen Gericht oder einer Staatsanwaltschaft übernommen, muss ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	(15) Im zentralen Js-Register sind demnach zu vermerken bzw. einzutragen:
-	die Abgabe innerhalb der Staatsanwaltschaft,
-	die Abgabe an eine andere Staatsanwaltschaft,
-	die Abgabe an ein Gericht außerhalb des Geschäftsbereichs der registerführenden Staatsanwaltschaft,
-	die Verbindung bei der Staatsanwaltschaft und beim Gericht,
-	der Neuzugang bei Übernahme von einer anderen Staatsanwaltschaft und von einem anderen Gericht außerhalb des Geschäftsbereichs der registerführenden Staatsanwaltschaft,
-	die durch Trennung verselbständigten Aktenvorgänge.
	Statistik

	(16) Nach Erledigung des gerichtlichen Verfahrens in der Instanz (in Jugendgerichtssachen einschließlich der Vollstreckung) gehen die Akten mit der Karteikarte der Bewegungskartei vom Gericht an die Staatsanwaltschaft zur weiteren Sachbehandlung und Aktenaufbewahrung zurück.
	§ 39 (2) 1Abweichend von § 5 Absatz 2 wird die Akte geführt von: …
3.	der Staatsanwaltschaft nach Beendigung der vorgenannten gerichtlichen Aktenführung.

	(17) 1Bei der Staatsanwaltschaft gehen die Akten zuerst der zuständigen Geschäftsstelle zu.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	2Diese veranlasst die weitere geschäftsstellenmäßige Bearbeitung.
	

	(18) 1Zur Einleitung der Vollstreckung durch die Staatsanwaltschaft und zur Fertigung der Mitteilungen sowie zur kostenmäßigen Behandlung sind die Akten von der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft der Vollstreckungsstelle zuzuleiten.
	§ 51 (1) 1Vollstreckungen in Straf- und Bußgeldsachen sind, mit Ausnahme derjenigen, mit denen die Vollstreckungsbehörde bereits im Ermittlungsverfahren oder das Gericht, dem der Vollstreckungsleiter angehört, bereits im Hauptsacheverfahren befasst war, zu registrieren:
1.	bei den Staatsanwaltschaften und den Generalstaatsanwaltschaften:
unter dem Registerzeichen „VRs“, insbesondere dringende Vollstreckungsanordnungen als örtlich unzuständige Vollstreckungsbehörde sowie Vollstreckungen 
a)	in Erzwingungshaftsachen,
b)	in Privatklagesachen,
c)	nach Entscheidung des Gerichts über den Einspruch nach § 87h IRG oder den Antrag der Bewilligungsbehörde nach § 87i IRG, 
d)	in von einem deutschen Delegierten Europäischen Staatsanwalt oder dem deutschen Europäischen Staatsanwalt geführten Verfahren,
2.	bei den Amtsgerichten:
unter dem Registerzeichen „VRJs“ insbesondere in den in Nummer 1 bezeichneten Fällen, wenn der Jugendrichter zuständig ist, sowie bei
a)	Abgabe an den Jugendrichter, der nach § 90 Absatz 2 Satz 2 JGG als Vollzugsleiter zuständig ist,
b)	Übergang auf den Jugendrichter des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe liegt, 
c)	Übergang auf den durch Rechtsverordnung bestimmten Jugendrichter,
d)	Abgabe der Vollstreckung aus wichtigen Gründen an einen nicht zuständigen Jugendrichter.

	2Den Akten ist die nach Absatz 6 vom Gericht an die Staatsanwaltschaft zurückgegebene Karteikarte der Bewegungskartei beizufügen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(19) Bei Einleitung der Vollstreckung durch die Staatsanwaltschaft ist die Zuleitung an die Vollstreckungsstelle in der Bewegungskartei der staatsanwaltschaftlichen Geschäftsstelle zu vermerken.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	(20) 1Zur Zählung der anfallenden Vollstreckungsverfahren in der Monatsübersicht für die Zählkartenerhebung bei der Staatsanwaltschaft ist ein Zählblatt in einfacher Form entsprechend dem Muster 59 zu führen.
	Statistik

	2Dabei empfiehlt es sich, die Vollstreckung von Freiheitsstrafen, Geldstrafen sowie die zur Bewährung ausgesetzten Strafen zur gesonderten Zählung im Zählblatt besonders zu kennzeichnen oder hierfür gesonderte Zählblätter vorzusehen.
	Statistik

	3Das Vollstreckungsregister VRs (Muster 55) wird nicht geführt.
	§ 51 (3) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
1.	Aktenzeichen,
2.	Datum des Eingangs,
3.	vorherige Aktenzeichen,
4.	Vor- und Familiennamen sowie Geburtsdatum des Verurteilten,
5.	Datum der rechtskräftigen Entscheidung,
6.	Inhalt der rechtskräftigen Entscheidung,
7.	zu vollstreckende Rechtsfolgen,
8.	Datum und Art der Erledigung,
9.	Bemerkungen, zum Beispiel Gnadenerweis, Amnestie.

	4Der Verbleib der Akten bzw. des Vollstreckungsheftes ist anhand der Karteikarte der bisherigen gerichtlichen Bewegungskartei zu überwachen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	5Für das Vollstreckungsverfahren ist das Aktenzeichen des zentralen Js-Registers mit vorangesetzten Kennbuchstaben für das gerichtliche Verfahren weiterzuführen.
	entfällt

	6An die Stelle der Buchstaben „Js“ mit vorangesetzter Bezeichnung der staatsanwaltschaftlichen Geschäftsstelle treten die Buchstaben „VRs“; ggf. ist die Bezeichnung der Vollstreckungsgeschäftsstelle voranzusetzen.
	entfällt

	7Das Aktenzeichen für das gerichtliche Verfahren lautet demnach für das Vollstreckungsverfahren z.B. 8 Ls/6 VRs 130/75.
	entfällt

	(21) 1Sind die Akten wegzulegen, sind diese unter Beigabe der Karteikarte der Bewegungskartei von der Geschäftsstelle der registerführenden Stelle zum Eintragen des Vermerks über das Weglegen im zentralen Js-Register zuzuleiten.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	2Das Weglegen der Akten ist im zentralen Js-Register zu vermerken.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	3Die Karteikarten der Bewegungskartei der Geschäftsstellen sind den wegzulegenden Akten beizufügen.
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	
	

	Muster 57 (§ 51 Abs. 1 Buchst. a)
	

	Zentrales Js-Register
	

	Fortlaufende Nummer
	

	Geschäftsstellenabteilung, Abgabe, Jahr der Weglegung
	

	Familienname, Vorname, Geburtstag
Straftat - Ordnungswidrigkeit
	

	
	

	Muster 58 (§ 51 Abs. 5)
	

	Karteikarte für die Bewegungskartei
	entfällt bei elektronischer Bearbeitung

	Js …./75
	

	Name - Straftat/Ordnungswidrigkeit
	

	Erläuterungen:
	

	Die Felder rechts neben dem Aktenzeichen können nach Anbringung von Schlitzlochungen für Sichtreiter zur Überwachung von Terminen und Fristen verwendet werden.
	

	
	

	Muster 59 (§ 51 Abs. 7)
	

	Zählblatt für Bußgeldsachen im Monat ...
	Statistik

	Staatsanwaltschaft
	

	Kennzahl der Erhebungseinheit
	

	Monat … /Jahr
	

	Erläuterung:
	

	Für Js-Nummern des laufenden Jahres entfällt die Beifügung der Jahreszahl
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